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Stellungnahme zum Bebauungsplan Nr. 3068, Dresden-Klotzsche Nr. 19, Königsbrücker 
Straße Nord (Stand 05.08.2025) 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland, Landesverband Sachsen e.V. (im Folgenden: BUND 
Sachsen), nimmt zum Entwurf des Bebauungsplans Nr. 3068, Dresden-Klotzsche Nr. 19, Königsbrücker 
Straße Nord (im Folgenden: B-Plan) in der Fassung vom 05.08.2025 wie folgt Stellung. 

Der BUND Sachsen erkennt das nachgewiesene wirtschaftliche Interesse an der Standortentwicklung 
an. Der B-Plan weist jedoch in mehreren naturschutzrechtlich bedeutsamen Punkten Defizite auf, die im 
weiteren Verfahren zu beheben sind. Nachfolgend ergehen Hinweise und Forderungen. 

1. Gegenstand und Planungsziel 

Der B-Plan überplant ein ca. 43 ha großes Areal im Bereich Königsbrücker Straße Nord in Dresden-
Klotzsche, das von zwei Hauptnutzern geprägt wird: einem großflächigen Halbleiterunternehmen (Son-
dergebiet Halbleiterindustrie, SO HI) sowie einer Einrichtung für Bildung und Wissenschaft (SO BW). Das 
Plangebiet liegt inmitten des Landschaftsschutzgebiets Dresdner Heide und grenzt unmittelbar an die 
naturräumlich bedeutsame Dresdner Heide/Junge Heide. 

Ziel des Vorhabens ist die Ordnung des bestehenden Standorts sowie die Sicherung einer zukunftsfähi-
gen Weiterentwicklung, die insbesondere bauliche Erweiterungen des Sondergebiets Halbleiterindustrie 
einschließt. Hiermit sind eine zusätzliche Neuversiegelung von ca. 14.200 m² sowie der Verlust von 
Waldflächenanteilen und hochwertigen Gehölzstrukturen verbunden. 

2. Lage im Landschaftsschutzgebiet – Unzureichende Behandlung der Schutzgebietsrelevanz 

Der Geltungsbereich liegt überwiegend innerhalb des Landschaftsschutzgebiets „Dresdner Heide" (LSG 
Dresdner Heide d16), festgesetzt durch die Verordnung der Landeshauptstadt Dresden zur Festsetzung 
des Landschaftsschutzgebiets Dresdner Heide vom 19. Februar 2008. Der grünordnerische Fachbeitrag 
verweist zutreffend darauf, dass Baumaßnahmen innerhalb des LSG grundsätzlich unzulässig sind und 
dass Handlungen, die den Schutzzielen der LSG-Verordnung entgegenstehen, einer Befreiung nach § 8 
LSG-VO bedürfen. 

Der BUND Sachsen stellt fest, dass die geplante Erweiterung des Sondergebiets Halbleiterindustrie, ins-
besondere die Anlage neuer Erschließungsstraßen im Waldbereich, die Inanspruchnahme von Waldrand-
flächen und die Anlage des Regenversickerungsbeckens im südlichen Waldgebiet, Eingriffe im Sinne der 
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LSG-VO darstellen. Die Planunterlagen lassen nicht erkennen, ob und in welchem Umfang die erforder-
lichen Befreiungsverfahren nach § 8 LSG-VO bereits eingeleitet oder konzeptionell vorgesehen sind. 
Auch der Umweltbericht behandelt diesen Punkt nicht hinreichend. 

Forderung: Die Begründung muss für alle geplanten Vorhaben innerhalb des LSG konkret darlegen, wel-
che Einzelmaßnahmen einer Befreiung nach § 8 LSG-VO bedürfen, auf welchen naturschutzrechtlichen 
Ausnahmetatbestand die Befreiung gestützt werden soll und dass der Antrag bei der zuständigen 
Naturschutzbehörde gestellt wurde. Bis zur Klärung der Befreiungslage sollte der Plan nicht als abschlie-
ßend abwägbar behandelt werden. 

3. Südliche Erweiterungsfläche (Regenversickerungsbecken) – Unvollständige Umweltprüfung 

3.1 Nachträgliche Aufnahme in den Geltungsbereich 

Die Begründung hält ausdrücklich fest, dass die südliche Fläche (Flurstück 84045) gegenüber dem 
ursprünglichen Aufstellungsbeschluss nachträglich in den Geltungsbereich aufgenommen wurde – 
und zwar gezielt für das neue Regenversickerungsbecken der Stadtentwässerung Dresden. Diese Flä-
che liegt nach den Planunterlagen vollständig innerhalb des Landschaftsschutzgebiets Dresdner Heide. 

Mit der Aufnahme dieser Fläche in den Geltungsbereich gilt für sie uneingeschränkt die Pflicht zur voll-
ständigen Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB. Ein bloßer Verweis auf das laufende wasserrechtliche 
Genehmigungsverfahren genügt dieser Anforderung nicht. Der BUND Sachsen stellt fest, dass die Plan-
unterlagen diese Fläche in mehrfacher Hinsicht unzureichend behandeln. 

3.2 Fehlende eigenständige Artenkartierung 

Der ausgelegte Artenschutzbeitrag (MEP Plan GmbH, November 2023) bezieht sich auf die Erweite-
rungsgebiete des B-Plans und konzentriert die Reptilienerfassung auf den östlichen Randbereich des 
Infineon-Betriebsgeländes. Eine eigenständige, flächenscharfe Kartierung der südlichen Waldfläche 
als Untersuchungsraum ist den ausgelegten Unterlagen nicht zu entnehmen. 

Dies ist aus folgenden Gründen besonders problematisch: 

 Die Begründung stellt selbst fest, dass das alte Becken von „geschützten Tierarten besiedelt" ist 
– ohne diese Arten konkret zu benennen oder nachzuweisen, ob und in welchem Umfang die 
angrenzende Waldfläche kartiert wurde. 

 Die Schlingnatter (Coronella austriaca) wurde im östlichen Randbereich nachgewiesen. Das süd-
liche Waldgebiet weist mit seiner Randstruktur, dem Offenbodenanteil und der Besonnung prinzi-
piell ähnliche Habitatpotenziale auf. Eine Ausschlussprüfung für die südliche Fläche fehlt. 

 Auch für Fledermäuse und Brutvögel ist eine differenzierte Betrachtung der südlichen Waldfläche 
als eigenständiger Lebensraum nicht erkennbar. 

Forderung: Für die südliche Erweiterungsfläche ist ein eigenständiger artenschutzrechtlicher Nachweis 
vorzulegen, der Reptilien (insbesondere Zauneidechse und Schlingnatter), Fledermäuse und Brutvögel 
methodisch vollständig abdeckt. Erst auf dieser Grundlage kann beurteilt werden, ob die artenschutz-
rechtlichen Verbote des § 44 Abs. 1 BNatSchG durch das Vorhaben berührt werden und welche Vermei-
dungs- oder CEF-Maßnahmen erforderlich sind. 

3.3 Fehlender Nachweis des Waldumwandlungsumfangs 

Die Planunterlagen weisen die durch das neue Regenversickerungsbecken umzuwandelnde Waldfläche 
nicht mit einem konkreten Flächenwert (m²) aus. Die im B-Plan genannten 1.090 m² Waldumwandlung 
beziehen sich ausschließlich auf die Erweiterung von Privatstraßen; für das Versickerungsbecken fehlt 
bislang eine vergleichbare Bilanzierung. 
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Forderung: Der konkrete Umfang der durch das neue Regenversickerungsbecken (einschließlich 
Erschließungs- und Wartungswegen) beanspruchten Waldfläche ist flächenscharf auszuweisen. Für 
diese Fläche ist eine eigenständige Waldumwandlungsgenehmigung nach SächsWaldG nachzuweisen 
sowie die Waldersatzfläche verbindlich zu sichern. 

3.4 Unzureichende Behandlung des § 30 BNatSchG / § 21 SächsNatSchG 

Das alte Regenversickerungsbecken im südlichen Waldgebiet ist als gesetzlich geschütztes Biotop nach 
§ 30 BNatSchG i.V.m. § 21 SächsNatSchG eingestuft. Die Begründung benennt diesen Sachverhalt, ver-
weist jedoch auf das wasserrechtliche Verfahren als alleinigen Regelungsort für den ökologischen Aus-
gleich. 

Der BUND Sachsen weist darauf hin, dass dieser Verweis nicht ausreicht: Sofern die Anlage des neuen 
Beckens oder die zugehörige Erschließung das gesetzlich geschützte Biotop beeinträchtigt, bedarf dies 
einer Ausnahme nach § 30 Abs. 3 BNatSchG durch die zuständige Naturschutzbehörde. Ob und auf 
welcher Rechtsgrundlage eine solche Ausnahme bereits vorliegt oder beantragt wurde, ist den ausge-
legten Unterlagen nicht zu entnehmen. 

Forderung: Die Planunterlagen sind um eine ausdrückliche Prüfung zu ergänzen, ob die Anlage des 
neuen Versickerungsbeckens und seiner Erschließung das gesetzlich geschützte Biotop beeinträchtigt. 
Sofern dies der Fall ist, ist die erforderliche Ausnahme nach § 30 Abs. 3 BNatSchG nachzuweisen. 

3.5 LSG-Befreiung für die südliche Fläche 

Da die südliche Erweiterungsfläche vollständig im LSG Dresdner Heide liegt, gilt auch für sie die Befrei-
ungspflicht nach § 8 LSG-VO. Die unter Abschnitt 2 dieser Stellungnahme erhobene Forderung zur LSG-
Befreiung gilt ausdrücklich auch für sämtliche Einzelmaßnahmen auf der südlichen Erweiterungsfläche. 

4. Waldumwandlung – Sicherung Ersatzfläche 

Die Planunterlagen sehen die Umwandlung von insgesamt 1.090 m² Waldfläche für die Erweiterung 
zweier privater Fahrstraßen vor. Als Waldersatzfläche wurde eine Erstaufforstung auf Flurstück 168/10 
in Klingenberg mit 1.310 m² vorgesehen. Laut Begründung liegt sowohl die Waldumwandlungsgeneh-
migung der Forstbehörde als auch eine Genehmigung zur Erstaufforstung durch den Landkreis Sächsi-
sche Schweiz-Osterzgebirge vor. 

Der BUND Sachsen erkennt an, dass der formale Waldumwandlungsausgleich in Abstimmung mit der 
Forstbehörde geregelt wurde. Jedoch ist nicht hinreichend nachvollziehbar, ob weitere dauerhafte 
Waldinanspruchnahmen, insbesondere durch die Anlage des Regenversickerungsbeckens im südlichen 
Waldgebiet, vollständig erfasst sind und ob hierfür jeweils eigenständige Waldumwandlungsgenehmi-
gungen vorliegen oder noch zu beantragen sind. 

Forderung: Die Planunterlagen sind dahingehend zu ergänzen, dass für sämtliche im Geltungsbereich 
geplanten Eingriffe in Waldflächen, einschließlich der Anlage des Regenversickerungsbeckens, der kon-
krete Umfang der umzuwandelnden Waldfläche ausgewiesen, die jeweilige Waldumwandlungsgeneh-
migung nachgewiesen und der vollständige Waldersatz verbindlich festgesetzt wird.  
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5. Artenschutz und Biotopverbund 

5.1 CEF-Maßnahme Zauneidechse 

Die spezielle artenschutzrechtliche Prüfung hat im Geltungsbereich mindestens 50 Individuen der 
Zauneidechse (Lacerta agilis) nachgewiesen, deren Erhaltungszustand als unzureichend bewertet wird. 
Als vorgezogene Ausgleichsmaßnahme nach § 44 Abs. 5 BNatSchG wird eine Ersatzhabitat-Fläche auf 
dem städtischen Flurstück 129 der Gemarkung Dresden-Hellerberge bereitgestellt. Teile der Population 
wurden bereits vor Ort abgefangen und umgesiedelt. 

Der BUND Sachsen begrüßt, dass eine CEF-Maßnahme festgesetzt wurde. Die Planunterlagen belegen 
jedoch nicht hinreichend, dass das Ersatzhabitat bereits hergestellt und seine Funktionsfähigkeit vor 
Beginn der eingriffsbedingten Zerstörung der Ausgangshabitate nachgewiesen ist. § 44 Abs. 5 
BNatSchG verlangt, dass die ökologische Funktion der betroffenen Fortpflanzungs- oder Ruhestätten 
im räumlichen Zusammenhang weiterhin erfüllt wird. 

Zudem stellt die Bewertung des Erhaltungszustands der lokalen Population als unzureichend hohe 
Anforderungen an die Qualität des Ersatzhabitats. Eine belastbare qualitative Bewertung, ob das Ersatz-
habitat auf dem Dresdner Heller angesichts der Standortverhältnisse und mikroklimatischen Bedingun-
gen geeignet ist, fehlt in den öffentlich ausgelegten Unterlagen. 

Forderung: Die Festsetzung der CEF-Maßnahme muss durch einen gutachterlichen Nachweis ergänzt 
werden, der belegt, dass das Ersatzhabitat vor Beginn der eingriffsauslösenden Baumaßnahmen voll-
ständig hergestellt und funktionsfähig ist. Die Funktionskontrolle ist als Monitoring-Pflicht verbindlich 
in den B-Plan aufzunehmen. 

5.2 Schlingnatter 

Der Umweltbericht benennt einen Nachweis der streng geschützten Schlingnatter (Coronella austriaca, 
Anhang IV FFH-Richtlinie) im östlichen Randbereich des Geltungsbereichs, darunter einen Totfund. Die 
Begründung stellt in Aussicht, die Umsiedlung der Schlingnattern werde bis zum Satzungsbeschluss 
abgeschlossen sein. 

Diese Darstellung ist aus Sicht des BUND Sachsen nicht ausreichend. Es fehlt eine belastbare Dokumen-
tation dazu, ob die Umsiedlung tatsächlich vollständig abgeschlossen wurde, welches Ersatzhabitat 
konkret zur Verfügung steht und ob dessen ökologische Eignung gutachterlich gesichert ist. Angesichts 
des dokumentierten Totfunds ist eine besonders sorgfältige Absicherung erforderlich. 

Forderung: Vor dem Satzungsbeschluss ist in der Planbegründung zu dokumentieren, dass die Umsied-
lung der Schlingnattern vollständig abgeschlossen ist. Zudem sind das vorgesehene Ersatzhabitat und 
seine ökologische Eignung gutachterlich nachzuweisen. 

5.3 Geschütztes Biotop und Biotopverbund 

Das ehemalige Regenversickerungsbecken im südlichen Waldgebiet stellt laut Umweltbericht ein nach 
§ 21 SächsNatSchG geschütztes Biotop dar, das von besonderer Bedeutung für den Populationsaus-
tausch zwischen Dresden-Hellerau und dem Prießnitzgrund ist. Gleichzeitig soll in unmittelbarer Nähe 
ein neues Regenversickerungsbecken für das Sondergebiet Halbleiterindustrie angelegt werden. 

Der BUND Sachsen weist darauf hin, dass die Anlage des neuen Versickerungsbeckens im südlichen 
Waldgebiet einschließlich der erforderlichen Erschließung nach § 30 BNatSchG i.V.m. § 21 
SächsNatSchG einer Ausnahmegenehmigung bedarf, wenn das geschützte Biotop beeinträchtigt wird. 
Diese Frage wird in den ausgelegten Unterlagen nicht hinreichend behandelt. 

Forderung: Die Planunterlagen sind um eine ausdrückliche Prüfung zu ergänzen, ob die Anlage des 
neuen Versickerungsbeckens das gesetzlich geschützte Biotop beeinträchtigt. Sofern dies der Fall ist, 
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ist die erforderliche Ausnahme nach § 30 Abs. 3 BNatSchG bei der Naturschutzbehörde zu beantragen 
und in den Planunterlagen nachzuweisen. Gemäß § 30 Abs. 4 BNatSchG kann die Ausnahme bereits auf 
Ebene des Bebauungsplans auf Antrag der Gemeinde bei der Naturschutzbehörde erteilt werden — dies 
sollte im laufenden Verfahren veranlasst werden. 

Der BUND Sachsen bittet, diese Einwendungen bei der Abwägung zu berücksichtigen und über das 
Abwägungsergebnis informiert zu werden. 

 
Mit verBUNDenen Grüßen 

Helen Garber 
Landesgeschäftsführerin 


